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Die Bewegung der Völker für den Frieden, die un
ablässig an Breite und Stärke gewinnt, führte in der 
ersten Hälfte dieses Jahres zwei machtvolle, richtung
weisende Tagungen durch, die des Weltfriedensrats in 
Berlin und die der Internationalen Konferenz zur 
Minderung der Spannung in den internationalen Be
ziehungen in Stockholm. Auf beiden Tagungen wirk
ten Juristen als Referenten der wichtigsten Themen 
mit: in Berlin der Präsident der IVDJ, D. N. Pritt, 
und in Stockholm der japanische Universitätsprofessor 
Jamanushi. Schon diese einfache Tatsache zeigt, wie 
sehr sich in allen Ländern die Erkenntnis entwickelt, 
daß die Verteidigung des Friedens Hand in Hand 
geht mit der Verteidigung der Prinzipien des Völker
rechts, daß besondere Anstrengungen für die Wahrung 
des Rechts zugleich in wirksamer Weise zur Erhaltung 
bzw. Wiederherstellung des Friedens beitragen.

So kam denn auch der letzten Ratstagung der IVDJ, 
die zeitlich zwischen den beiden genannten Zusammen
künften der Weltfriedensbewegung stattfand, beson
deres Gewicht zu. Drei Fragen standen auf ihrer Tages
ordnung, alle gleich bedeutsam für die Friedenssiche
rung: die Frage des Verbots der Atom- und Wasser
stoffbombe • und der Völkerrechtswidrigkeit der Experi
mente mit ihnen, die Frage der nationalen Sicherheit 
und die damit verbundene Frage der Unabhängigkeit 
der Nationen, die Frage der Gewährleistung der staats
bürgerlichen Rechte und Freiheiten durch den Kampf 
gegen den Gesinnungsterror, gegen den McCharthyis- 
mus. In drei verhandlungsreichen Tagen wurden diese 
Fragen eingehend erörtert und ihre Ergebnisse in be
deutsamen Entschließungen zusammengefaßt.

*

Grundlage für die Aussprachen über die Rechts
fragen, die mit der Herstellung und Anwendung von 
Wasserstoffbomben verbunden sind, war das Referat 
des japanischen Universitätsprofessors J a m a n u s h i  
und ein Gutachten der englischen Haldane Society, die 
beide insbesondere die kürzlich zum Entsetzen der 
Welt im Stillen Ozean durchgeführten Atombomben- 
Experimente behandelten. Jamanushi gab zunächst 
eirten erschütternden Bericht über den Umfang der 
Schäden, die durch das verbrecherische Experiment 
entstanden sind. Außer den lebensgefährlichen Ver
letzungen der Fischer führte das Experiment auch 
dazu,

„daß Hunderttausende von Fischern und Fisch
händlern mit dem Verlust ihrer wirtschaftlichen 
Existenz bedroht sind. Jeden Tag müssen Hundert
tausende von Fischen, bei denen durch medizini
sche Untersuchungen eine gefährliche Radioaktivi
tät festgestellt wurde, in das Meer geworfen 
werden, und sogar vor dem Genuß von Gemüse 
und Trinkwasser wurde gewarnt. Die Existenz 
des ganzen japanischen Volkes ist direkt und in
direkt bedroht, und die Bevölkerung fürchtet, daß 
die Vereinigten Staaten erneut einen Versuch mit 
Wasserstoffbomben durchführen könnten, bei dem 
nicht nur Fische, sondern auch Gemüse, Fleisch 
und Trinkwasser für den menschlichen Genuß un
geeignet werden könnten.“

Jamanushi rief aus:
„Wir fragen: Kann so etwas als Leben einer 
zivilisierten Gesellschaft bezeichnet werden, in 
der die Freiheit garantiert ist? Wer gewährleistet 
die Freiheit von Furcht?

Wenn wir in dieser zivilisierten Welt, diet dank 
der langen Bemühungen der Menschheit um die 
Freiheit geschaffen wurde, unser Leben in Angst 
und Furcht führen müssen, dann wird der Name 
der Menschheit geschändet. Wenn die Freiheit 
von dieser Furcht nicht gewährleistet wird, dann 
werden alle Freiheiten und Rechte, die Kultur 
und alle Werte bedeutungslos.“

Zur gleichen rechtlichen Folgerung wie Professor 
Jamanushi, zur Feststellung der unbedingten Völker
rechtswidrigkeit der Experimente, gelangt das Gut
achten der H a l d a n e  S o c i e t y  unter Anwendung 
von Prinzipien, wie sie vom Internationalen Gerichts
hof in Den Haag bei der positivrechtlichen Entschei

dung von Konflikten zur Anwendung gebracht werden: 
„Kein Staat hat das Recht, sein Gebiet in solch einer 
Weise zu benutzen oder benutzen zu lassen, daß da
durch einem anderen Staat oder dessen Einwohnern 
erheblicher Schaden an Eigentum oder Personen ent
steht.“ Das Gutachten betont weiter, daß diese Atom- 
bomben-Experimente gegen das seit Jahrhunderten 
entwickelte Prinzip der Freiheit der Meere verstoßen, 
das seine ausdrückliche Aufnahme in die Atlantik 
Charta gefunden hat.1)

Dieses Prinzip ist, wie der Delegierte der Haldane 
Society ausführte, „unvereinbar damit, große Gebiete 
des Meeres mit Explosionen zu erfüllen und dadurch 
abzuriegeln und weithin Fischfang und Menschen zu 
schädigen; ein solches Verhalten bedeutet die Beendi
gung der Freiheit der See.“ Und das Gutachten schließt 
mit den Worten:

„Als Juristen haben wir die Pflicht, diese Fra
gen im Lichte des Rechts zu studieren. Es genügt 
nicht, diesen Experimenten aus allgemein politi
schen und menschlichen Gründen zu widerspre
chen. Wenn wir andere Juristen überzeugen 
wollen, müssen wir an die Frage juristisch heran- 
gehen. Dann ergibt sich, daß Atom-Experimente, 
die Leben und Eigentum von Bürgern anderer 
Staaten beeinträchtigen und dem Gebiet dieser 
Staaten Schaden zufügen, gegen das Völkerrecht 
verstoßen.“

In seinem Diskussionsbeitrag zu diesem Punkt der 
Tagesordnung unterstrich Vizepräsident S e i d i n die 
Bedeutung des Genfer Protokolls über die Nichtan
wendung der chemischen und bakteriologischen' 
Waffen, das von 49 Staaten unterzeichnet worden war. 
Wenn auch einige Staaten, unter ihnen die USA, die 
Unterzeichnung abgelehnt hatten, ist dieses Protokoll 
doch ein Faktor geworden, der während des zweiten 
Weltkrieges den Aggressoren eine gewisse Zurückhal
tung auferlegte.

„So zeigt die Erfahrung der Geschichte, daß die 
Völker die Nichtanwendung von Massenvernich
tungswaffen erreichen können. Die einstimmige 
Verurteilung solcher Waffen durch alle Völker 
führt zum Abschluß von internationalen Konven
tionen gegen ihre Anwendung und gibt solchen 
Konventionen eine große reale Stärke.“

Seidin wies weiter auf die umwälzenden Verände
rungen hin, die durch die Ausnutzung der Atom- 
Energie für friedliche Zwecke herbeigeführt werden, 
und stellte fest, daß solche „für die Menschheit se
gensreichen Perspektiven nur dann verwirklicht 
werden können, wenn die Anwendung der Atom
waffe rückhaltlos verurteilt wird. Mit Bezug auf die 
Atomverhandlungen zwischen der Sowjetunion und 
den USA wies Seidin nach, daß der Vorschlag Eisen
howers, einen kleinen Teil der Weltreserven an Atom
kraft friedlichen Zwecken zuzuführen, nicht aus
reicht, daß seine Verwirklichung weder die steigende 
Produktion von Atomwaffen noch ihre Anwendung 
verhindert. Der sowjetische Vorschlag, der die Groß
mächte aufruft, eine feierliche und vorbehaltlose Ver
pflichtung zur Nichtanwendung von Atom-, Wasser
stoff- und anderen Massenvernichtungswaffen zu über
nehmen, wurde dagegen von der amerikanischen 
Presse bewußt verschwiegen.

Seidin wies auf die bedeutsame Entschließung hin, 
die die außerordentliche Tagung des Weltfriedensrats 
zu dieser Frage gefaßt hat, und schlug der Ratstagung 
vor, die Juristen zur Verteidigung der Menschlichkeit 
mit den Mitteln des Rechts gegen diese sie bedrohende 
wirkliche Gefahr aufzurufen.

*
Uber den unlösbaren Zusammenhang Zwischen der 

Souveränität der Staaten und der internationalen *)

*) In der Erklärung des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
und des Ministerpräsidenten des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien vom 15. August 1941 heißt es, sie hofften „einen 
solchen Frieden errichtet zu sehen, der allen Menschen die Mög
lichkeit gibt, ohne Behinderung die hohe See und die Ozeane 
zu überqueren“.
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